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150 Jahre SPD: Das wird in 
Bremerhaven richtig gefeiert. 
Zum Auftakt der geplanten 
Aktivitäten trafen sich 
 Anfang April über 100 Ge
nossinnen und Genossen zu 
einer gemeinsamen Fotoak
tion. Das Bild wird nun auch 
in der Bremerhavener Fest
schrift zum Jubiläum ver
öffentlicht. Im Mittelpunkt 
der Feierlichkeiten in Bremer
haven steht das zweitägige 
große Bürgerfest der Bremer
havener SPD im Schaufenster 
Fischereihafen. Die Bürger
party startet am Freitag,  
24. Mai 2013, um 18:00 Uhr 
mit LiveMusik. Am Samstag, 
25. Mai 2013, lädt die SPD 
Bremerhaven ab 12:00 Uhr 
Groß und Klein zum Fami
lien und Kulturfest ins 
Schaufenster Fischereihafen.

D er	 Konsolidierungskurs	 wird	
eingehalten.	Bremen	wird	sein	
strukturelles	Defizit	weiter	sen

ken,	 die	 Vorgaben	 der	 Schuldenbremse	
erfüllen	 und	 so	 weiter	 die	 Konsolidie
rungshilfen	 erhalten.	 Dieser	 Kurs	 ist	
	anstrengend	 aber	 notwendig,	 damit	 es	
auch	 künftig	 noch	 politischen	 Gestal
tungsspielraum	gibt	–	Für	die	Kinder	und	
Jugendlichen	 werden	 die	 Startchancen	
durch	den	Schwerpunkt	im	Bereich	Krip
pen,	Kindergärten	und	Schule	verbessert.	
Genauso	wichtig	für	diese	Generation	ist	
es,	dass	Bremen	auch	künftig	Mittel	zur	
politischen	Gestaltung	hat.

Für starke Wirtschaft und 
Arbeitsplätze
Für	 Investitionen	 stehen	 422	 Millionen	
Euro	in	2014	und	418	Millionen	in	2015	
bereit.	 Wir	 sind	 ein	 starker	 Wirtschafts
standort	und	werden	es	auch	bleiben.	Wir	
brauchen	eine	prosperierende	Wirtschaft	
als	Garant	für	Arbeitsplätze	und	Steuer

einnahmen.	Zentrales	Zukunfts	projekt	ist	
der	 Bau	 des	 Offshore	 Terminals	 in	 Bre
merhaven	 für	 insgesamt	 180	 Millionen	
Euro.	Die	Bundesregierung	hat	in	den	ver
gangenen	Monaten	für	viele	Irritationen	
gesorgt.	 Der	 Senat	 steht	 klar	 zu	 seiner	
	offensiven	 Förderung	 der	 Windenergie
branche.	 Offshore	 ist	 ein	 zentraler	 Be
standteil	der	Energiewende.	Darauf	setzen	
wir	–	in	Erwartung	neuer	Arbeitsplätze.

Der	 Etat	 für	 Krankenhausinvestitio
nen	 (für	 private	 und	 kommunale	 Klini
ken)	soll	um	10	Millionen	Euro	auf	insge
samt	36,5	Millionen	Euro	jährlich	erhöht	
werden.	Damit	liegen	wir	im	Länderver
gleich	im	oberen	Drittel.	Ein	Kraftakt	für	
Bremen.	Im	Juni	diesen	Jahres	wird	über	
weitere	Hilfen	für	die	kommunalen	Kli
niken	entschieden,	wenn	ein	detaillierter	
Zukunftsplan	vorliegt.	

Für	die	Sanierung	öffentlicher	Gebäu
de	stehen	jährlich	30	Millionen	Euro	zur	
Verfügung.	 Als	 Einstieg	 für	 die	 Sanie
rungsmaßnahmen	an	den	Hochschulen	

senat beschließt Haushaltseckwerte für 2014/2015   Von Bürgermeister Jens Böhrnsen
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SoZIALDeMoKrAtISche SchwerPUnKte  
AUch In SchwIerIGen ZeIten

stellt	 der	 Senat	 zusätzlich	 3	 Millionen	
	Euro	 in	 2014	 und	 6	 Millionen	 Euro	 in	
2015	 zur	 Verfügung.	 Im	 Rahmen	 des	
Neubaus	 des	 NW2Gebäudes	 wird	 ein	
modernes	Labor	finanziert.

„Schippe drauf“ bei Bildung
Kinder	 sind	 unsere	 Zukunft	 –	 deshalb	
setzt	 der	 Senat	 auch	 künftig	 einen	
Schwerpunkt	 im	 Bereich	 Bildung	 und	
Kinderbetreuungsangebote.	Wir	müssen	
für	ein	leistungsstarkes	und	sozial	durch
lässiges	 Bildungssystem	 sorgen.	 Nicht	
alles	 Wünschenswerte	 ist	 finanzierbar,	
aber	 das	 Notwendige	 wird	 gemacht.	
	Deshalb	 wird	 der	 Bildungshaushalt	 um	
7,5	 Millionen	 Euro	 jährlich	 aufgestockt.	
196	 Lehrkräfte	 sollen	 künftig	 zusätzlich	
für	den	Unterricht	zur	Verfügung	stehen.	
161	 werden	 zusätzlich	 finanziert	 und	
werden	die	Rahmenbedingungen	für	die	
Grundversorgung	 an	 den	 Schulen	 und	
die	 Inklusion	 verbessern.	 Davon	 stehen	
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N iedersachsen	hat	es	wieder	ge
zeigt:	 Wir	 als	 SPD	 gewinnen	
Stimmen	 mit	 einem	 Wahl

kampf	vor	Ort.	Deshalb	gilt	auch	für	die	
Bundestagswahl	das	Motto	„nah	ran	an	
die	 Menschen“.	 Wir	 wollen	 die	 Bür
gerinnen	 und	 Bürger	 in	 den	 Quartieren	
ansprechen	und	mit	ihnen	ins	Gespräch	
kommen.	 Über	 Hausbesuche,	 gezielte	
kleine	 Veranstaltungen	 und	 Infostände	
überall	dort,	wo	die	Menschen	sich	tref
fen	 oder	 einkaufen	 gehen.	 Der	 Schwer
punkt	 liegt	 dabei	 auf	 unseren	 Hoch
burgen,	 vor	 allem	 dort,	 wo	 die	 Wahl
beteiligung	 in	 den	 letzten	 Jahren	 stark	
zurückgegangen	 ist.	 Viele	 Nichtwähler	
hatten	 vorher	 der	 SPD	 ihre	 Stimme	 ge
geben.	Und	die	wollen	wir	zurückholen,	
Stephan	 Weil	 hat	 es	 in	 Niedersachsen	
vorgemacht.	 Auch	 die	 Oberbürgermei
sterwahlen	 in	 Frankfurt,	 Karlsruhe	 und	
zuletzt	der	sensationelle	Erfolg	 in	Wies
baden	zeigen,	dass	wir	als	SPD	die	rich
tige	Strategie	haben.
Dabei	setzen	wir	 in	diesem	Wahlkampf	
insbesondere	 auf	 VonTürzuTürAktio
nen.	Das	ist	unser	zentrales	Wahlkampf
instrument	von	unten	–	mit	vielen	Akti
ven	und	Kontakten.	
Für	 diesen	 intensiven	 Wahlkampf	 vor	
Ort	brauchen	wir	das	Engagement	unse
rer	 Mitglieder	 und	 Unterstützer.	 Dabei	
geht	 es	 insbesondere	 um	 unsere	 Mit
glieder	in	Bremen	und	Bremerhaven:	Wir	
brauchen	Euch.	In	enger	Kooperation	mit	
unseren	 Ortsvereinen	 wollen	 wir	 mög
lichst	 viele	 Genossinnen	 und	 Genossen	
für	 Aufgaben	 gewinnen,	 die	 sich	 jede	
und	jeder	Einzelne	zutraut.	Wichtig	sind	
Hausbesuche	 und	 Nachbarschaftsfeste	
in	der	heißen	Wahlkampfphase.	

MItMAchen!
aktive für die Wahlkreisteams gesucht.  

LAnDeSPArteItAG

Mit Manuela Schwesig,
stellvertretende Vorsitzende 
der SPD und Ministerin für 
Arbeit, Gleichstellung und 
Soziales des Landes 
MecklenburgVorpommern

SAMSTAG,
27. April 2013
10:00 Uhr

BLG Forum, Am Speicher XI
28217 Bremen
 
 

„KeIn KInD 
ZUrücKLASSen!“

Mit hannelore Kraft, stellver
tretende Vorsitzende der SPD 
und Ministerpräsidentin des 
Landes nordrheinwestfalen
und Bürgermeister Jens  
Böhrnsen, Präsident des  
Senats der Freien hansestadt 
Bremen
  
FrEiTAG
3. MAi 2013
19:00 Uhr
 
treffpunkt KwADrAt
wilhelmKaisenBrücke 4, 
28199 Bremen

Um Anmeldung wird gebeten

Internet: 
www.spdlandbremen.de/
termine.html

eMail: infobremen@spd.de

telefon: 04 21/3 50 180

terMIne:

Niedersachsen	 hat	 auch	 gezeigt,	 dass	
sich	immer	mehr	Wählerinnen	und	Wäh
ler	erst	kurzfristig	entscheiden.	Die	letz
ten	Wochen	zählen	und	auf	diesen	Zeit
raum	 sollten	 wir	 unsere	 Kräfte	 ausrich
ten.	Wenn	möglichst	viele	von	Euch	mit	
uns	 in	die	Quartiere	gehen	und	das	Ge
spräch	mit	den	Menschen	suchen,	schaf
fen	 wir	 den	 Regierungswechsel	 zu	 Rot
Grün.	Wer	mitmachen	möchte,	kann	sich	
gerne	direkt	 in	unseren	Wahlkreisbüros	
melden.

Bei Gisela Waltemathe für Carsten Sieling

Tel.: 0421/3 50 18-25

E-Mail: carsten.sieling@wk.bundestag.de

Bei Jürgen pohlmann für Uwe Beckmeyer

Tel.: 0421/3 50 18-29

E-Mail: uwe.beckmeyer@wk.bundestag.de

nah ran an die Menschen – Der tür zu tür 
wahlkampf steht im Mittelpunkt der 
Kampagne!
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39,5	Stellen	Bremerhaven	zur	Verfügung.	
Circa	 35	 weitere	 Stellen	 werden	 durch	
interne	Umschichtungen	zu	mehr	Lehr
kräften	 in	 Klassenzimmern	 führen,	 z. B.	
durch	 Abbau	 von	 Freistellungen	 und	
Neueinstellungen	nach	Pensionierungen	
von	Dauerkranken.	

Auch	 bei	 der	 Kindertagesbetreuung	
setzen	wir	weiter	auf	Ausbau	und	Quali
tätsverbesserung.	Insgesamt	sind	zusätz
lich	3	Millionen	Euro	in	2014	und	5	Milli
onen	 Euro	 in	 2015	 eingeplant.	 Welcher	
Kraftakt	 sich	 hinter	 diesen	 Zahlen	 ver
birgt,	verdeutlicht	ein	Vergleich:	Bremen	
hatte	 2007	 rund	 85	 Millionen	 Euro	 für	
die	 Kinderbetreuung	 ausgegeben	 –	 Im	
Jahr	2015	werden	es	151	Millionen	sein.	

Staffelung bei Beamtenbesoldung
Der	 Senat	 plant	 den	 Tarifabschluss	 für	
Angestellte	 gestaffelt	 auf	 Beamte	 zu	
übertragen.	 Für	 Beamte	 bis	 einschließ
lich	der	Besoldungsgruppe	A	10	wird	die	
für	Angestellte	vereinbarte	Lösung	voll
ständig	übernommen,	zeitlich	jedoch	um	
ein	halbes	Jahr	verschoben.	Für	die	Besol
dungsgruppen	A	11	und	A12	gibt	es	 je
weils	zum	1.	 Juli	des	 Jahres	ein	Prozent	
mehr.	 Für	 höhere	 Besoldungsgruppen	
gibt	 es	 keine	 Tariferhöhung.	 Wir	 haben	
uns	 die	 Entscheidung	 nicht	 leicht	 ge
macht.	Mit	Blick	auf	das	größte	Bundes
land	NRW	und	im	Interesse	der	unteren	
Lohngruppen	 haben	 wir	 ein	 solches	
	Modell	gewählt.	

Einnahmen erhöhen
Die	Möglichkeiten,	unsere	Einnahmen	zu	
steigern,	werden	wir	konsequent	nutzen.	
Dabei	sind	wir	mit	Augenmaß	vorgegan
gen.	 Was	 ist	 zumutbar?	 Wie	 sieht	 ein	
	fairer	Beitrag	zu	den	Kosten	aus?	Was	ist	
anderswo	 üblich?	 Neben	 der	 Gewerbe
steuererhöhung	zum	1.	Januar	2014	soll	
auch	 die	 Grunderwerbssteuer	 erhöht	
werden:	 Von	 4,5	 Prozent	 auf	 5	 Prozent,	
um	Mehreinnahmen	von	rund	8	Millio
nen	Euro	 in	2014	und	rund	9	Millionen	
Euro	 in	 2015	 zu	 erzielen.	 Aber	 klar	 ist	
auch:	Wir	brauchen	eine	gerechte	Steuer
politik	auf	Bundesebene.	Dort	spielt	die	
eigentliche	 Musik.	 Und	 deshalb	 setzten	
wir	bei	der	Bundestagswahl	auf	Sieg.	■

D ie	SPD	wird	150	Jahre	alt	–	Am	
23.	Mai	1863	begann	in	Leipzig	
mit	 der	 Gründung	 des	 All

gemeinen	 Deutschen	 Arbeitervereins	
(ADAV)	 durch	 Ferdinand	 Lassalle	 die	
	Geschichte	 der	 SPD.	 In	 Bremen	 wurde		
der	 ADAV	 ein	 knappes	 Jahr	 später,	 am		
6.	April	1864,	durch	den	Tischler	Gustav	
Deckwitz	gegründet.	Die	Bremer	SPD	hat	
sich	 vorgenommen,	 nicht	 nur	 an	 ihre	
	bewegte	 Geschichte	 zu	 erinnern,	 son
dern	auch	deutlich	zu	machen,	dass	un
sere	Grundwerte	Freiheit,	Solidarität	und	
Gerechtigkeit	 nicht	 an	 Aktualität	 verlo
ren	haben.	Dies	tun	wir	unter	anderem	
mit	 unserer	 Veranstaltungsreihe	 „Der	
historische	 Abend	 –	 150	 Jahre	 Sozial
demokratie	in	Bremen“.	In	der	nächsten	
Veranstaltung	am	8.	Mai	2013,	dem	Tag	
der	 Befreiung,	 an	 dem	 1945	 der	 Zweite	
Weltkrieg	in	Europa	sein	Ende	fand,	wer
den	wir	den	Blick	auf	die	Geschichte	Bre
mens	in	der	Nachkriegszeit	richten.	Seit	
den	 ersten	 freien	 Bürgerschaftswahlen	
vom	 13.	 Oktober	 1946	 war	 es	 stets	 die	
SPD,	 die	 den	 Bürgermeister	 im	 histo
rischen	 Rathaus	 stellte.	 Die	 Besetzung	
unserer	 Gesprächsrunde	 könnte	 daher	
geeigneter	nicht	sein,	um	den	Weg	zu	be
schreiben,	den	die	Bremer	SPD	von	1945	
bis	heute	beschritten	hat:	Der	amtieren
de	 Bürgermeister	 Jens	 Böhrnsen	 und	
	seine	 drei	 Vorgänger	 im	 Bürgermeister
amt,	 Henning	 Scherf,	 Klaus	 Wedemeier	
und	 Hans	 Koschnick	 werden	 uns	 dabei	
an	 ihrer	 reichhaltigen	 politischen	 und	
historischen	Erfahrung	teilhaben	lassen.	

MiTTWoCh, 8. MAi, 18:00 Uhr 

Treffpunkt KWADrAT, 

Wilhelm Kaisen-Brücke 4, 28199 Bremen  

bremer spd von 
1945 bis heute

Jens Böhrnsen, seit novem
ber 2005 Bürgermeister und 
Präsident des Senats der  
Freien hansestadt Bremen
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Psychologische und gesundheitliche 
Probleme, soziale Isolation, familiäre 
Konflikte, Schuldgefühle und Verar-

mung. Die Liste der potentiellen Folgen von 
Langzeitarbeitslosigkeit ist lang und ließe 
sich um ein Vielfaches fortführen. Umso be-
dauernswerter ist es, dass Langzeitarbeitslo-
se nicht von der positiven Entwicklung des 
Arbeitsmarkts in Bremen profitieren. Ein 
Grund dafür ist oftmals eine unzureichende 
berufliche Qualifikation: In Bremen haben 
fast 70% der Arbeitslosengeld II-Empfän-
ger keine verwertbare Berufsausbildung, 
weit mehr als der Bundesdurchschnitt.  
„Wir werden es nicht hinnehmen, dass diesen 
Menschen weiterhin der Anschluss an den 
Arbeitsmarkt verwehrt bleibt. Die berufliche 
Qualifikation von Langzeitarbeitslosen ohne 
Berufsausbildung muss deshalb zu einem 
Schwerpunkt der Landesarbeitsmarktpolitik 
gemacht werden“, fordert Dieter Reinken, ar-
beitsmarktpolitischer Sprecher der SPD-Frak-
tion. So soll auf Initiative der SPD jetzt in 
der Arbeitsmarktförderung ein stärkeres 
Gewicht auf die abschlussorientierte Qua-
lifizierung von Langzeitarbeitslosen gelegt 
werden.  Dabei soll zudem geprüft werden, 
ob finanzielle Anreize für Langzeitarbeitslo-
se geschaffen werden können, die derartige 
Qualifizierungsmaßnahmen erfolgreich ab-
schließen. 

Berufsqualifikation von 
Langzeitarbeitslosen

Integration von Neu-EU- 
Bürgerinnen und Bürgern

Kostenfallen im mobilen  
Internet bekämpfen 

Einige unseriöse Firmen haben eine 
neue Methode entdeckt, die Nutzer 
von sog. Smartphones mittels zwei-

felhafter Praktiken Geldbeträge zusammen 
mit ihrer Mobilfunkrechnung abzubuchen. 
Sie reservieren in den heutzutage viel ge-
nutzten Apps Flächen für Reklame-Banner. 
Tippt der Anwender darauf, öffnet sich eine 
WAP-Seite, die die App nun überlagert. Sie ist 
von einer normalen Internetseite meist nicht 
zu unterscheiden. Die Kunden bekommen 
von alledem nichts mit und erfahren erst 
beim Eintreffen ihrer Mobilfunkrechnung 
von vermeintlich abgeschlossenen Abon-
nements oder sonstigen Leistungen ohne 
erkennbaren Wert. Wer dann einen vom 
Mobilfunk-Anbieter eingezogenen Betrag 
zurückbuchen lässt, läuft Gefahr, seinen An-
schluss gesperrt zu bekommen. „Wir fordern 
den Senat auf, sich auf Bundesebene für eine 
gesetzliche Regelung einzusetzen, die die 
Kundenschutzrechte, die ansonsten Stan-
dard bei Mobilfunkverträgen sind, auch für 
den Betrieb von Smartphones sichert“, so die 
verbrauscherschutzpolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion, Sarah Ryglewski. Der Senat soll 
ferner gebeten werden, sich beim Bund da-
für einzusetzen, dass dieser als Anteilseigner 
bei der Telekom darauf hinwirkt, dass diese 
sich aus solchen fragwürdigen Geschäftsmo-
dellen zurückzieht.

Ab Januar 2014 wird das europäische 
Freizügigkeitsrecht auch EU-Bürgern 
aus Rumänien und Bulgarien zuste-

hen. Dies war und ist von der EU so gewollt 
und vereinbart worden. Deutlich ist auch, 
dass es in Europa aufgrund der wirtschaft-
lichen Lage verstärkt „Wanderbewegungen“ 
von Arbeitnehmern gibt. „Und es ist leider 
auch eine Tatsache, dass es EU-Staaten 
gibt, in denen Minderheiten ausgegrenzt 
und diskriminiert werden, wie z.B. die Ro-
ma in Rumänien und Bulgarien“, so der in-
nenpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, 
Sükrü Senkal. Dies führt dazu, dass Roma  
verstärkt Lebensperspektiven in anderen 
Ländern suchen. Auch in Bremen steigt der-
zeit die Zahl der Roma aus Rumänien und 
Bulgarien. Der für sie verschlossene Arbeits-
markt und das für sie verschlossene Sozial-
system führen aber dazu, dass sie auch hier 
unter sehr schlechten Lebensbedingungen 
leiden. „Um mit der Situation angemes-
sen umgehen zu können und um all die 
Probleme zu bewältigen, die mit dem Zu-
zug der Neu-EU-Bürger auftreten können, 
schlagen wir eine interdisziplinäre Arbeits-
gruppe vor, die entsprechende Lösungen 
entwickelt. Dabei geht es um arbeits- und 
bildungspolitische Fragestellungen, um Fra-
gen der Unterbringungs-/Wohnsituation, 
und der Krankenversicherung“, so Senkal.



D ie	 Förderung	 von	 Kunst	 und	
Kultur	 auch	 in	 wirtschaftlich	
schwierigen	 Zeiten	 verlässlich	

gestalten	–	das	ist	das	Anliegen	der	Initi
ative	 „Netzwerk	 Kulturförderung“,	 die	
Hamburg	und	Bremen	in	den	politischen	
Diskurs	eingebracht	haben.	

Für	uns	Sozialdemokraten	 	 ist	Kultur	
ein	herkunftsunabhängiges	Bürgerrecht.	

Dies	bedeutet,	dass	wir	unabhängig	vom	
sozialen	 Hintergrund	 Menschen	 den		
Zugang	zu	Kunst	und	Kultur	ermöglichen	
wollen.	 Dies	 ist	 gerade	 in	 Zeiten	 großer	
gesellschaftlicher	Herausforderungen	wie	
demographischem	 Wandel,	 Integration	
und	der	Absicherung	kultureller	Bildung	
wichtiger	denn	je.

Die	Beschäftigung	mit	Kunst	und	Kul
tur	prägt	nicht	nur	Werte,	sondern	stärkt	
Kreativität	und	fördert	die	Auseinander
setzungsbereitschaft	 von	 Menschen	 –	
Fähigkeiten,	 die	 dem	 lebenslangen	 Ler
nen	 zugeschrieben	 werden.	 Eben	 diese	
sind	sehr	schwer	in	Förderkategorien	zu	
fassen.	

Das	 Grundgesetz	 schreibt	 fest,	 dass	
die	 Kulturhoheit	 bei	 den	 Ländern	 liegt.		
In	 der	 Praxis	 der	 Kulturförderung	 erge

ben	sich	allerdings	eine	Reihe	von	Ab
grenzungs	und	Kompetenzproblemen,	
die	es	zu	regeln	gilt.	Bekanntlich	haben	
die	Städte	und	Kommunen	seit	 Jahren	
mit	 immer	 schwieriger	 werdenden		
Finanzlagen	zu	kämpfen.	Dies	führt	im	
Feld	der	so	genannten	freiwilligen	Leis
tungen	teilweise	zu	dramatischen	Ein
brüchen.	 Länder,	 Städte	 und	 Gemein

den	müssen	daher	in	die	Lage	versetzt	
werden,	 ihre	 kulturelle	 Infrastruktur	
nicht	 nur	 zu	 erhalten,	 sondern	 moder
nen	 Erfordernissen	 anzupassen,	 denn	
künstlerische	 und	 kulturelle	 Vielfalt	
werden	von	den	Menschen	als	ein	we
sentliches	Merkmal	 ihrer	Lebensquali
tät	begriffen.

Wir	fordern	daher	eine	abgestimmte	
Konzeption	 der	 Kulturförderung	 von	
Bund,	 Ländern	 und	 Kommunen,	 um	 so	
einen	zielgerichteten	Mitteleinsatz	zu	er
möglichen.	Dem	steht	bislang	das	Koope
rationsverbot	entgegen.	Dieses	untersagt	
ein	finanzielles	Engagement	des	Bundes	
in	Feldern,	in	denen	die	Länder	allein	zu
ständig	sind	und	muss	zugunsten	einer	
gemeinsamen	 konzeptionellen	 Kultur
förderung	aufgehoben	werden.

Die	 Unterstützung	 von	 innovativen	
Projekten	 durch	 den	 Bund	 sollte	 bedin
gungsfrei,	 also	 ohne	 Komplementär
finanzierung	 durch	 die	 Länder,	 möglich	
sein.	Darüber	hinaus	bedarf	es	eines	ver
stärkten	 Engagements	 des	 Bundes	 bei	
der	Finanzierung	der	freien	Kulturszene.	
Dabei	böte	es	sich	an,	die	Modellprojekte	
der	 Bundeskulturstiftung	 offener	 zu	

	gestalten.	 Bisher	 profitieren	 vielfach	
	ohnehin	schon	finanziell	gut	ausgestat
tete	Bereiche.

Hier	geht	es	darum,	Förderprogram
matiken	 abzustimmen,	 den	 Denkmal
schutz	 Kriterien	 zu	 unterwerfen,	 mög
liche	 Folgekosten	 mitzubedenken	 und	
kritisch	 zu	 hinterfragen,	 ob	 die	 Reprä
sentanzkultur	 die	 Entwicklung	 der	
	freien	 Künste	 wirtschaftlich	 verdrän
gen	darf.

Wir	 haben	 mit	 unserer	 Initiative	
	diese	 Diskussion	 begonnen	 und	 viel	
	Unterstützung	 dafür	 erhalten.	 In	 Bre
men	 	arbeiten	 wir	 mit	 dem	 Ziel,	 weiter	
verlässlicher	Partner	für	die	Kulturszene	
zu	 sein	 und	 den	 hier	 lebenden	 Men
schen	 ein	 attraktives	 Kulturleben	 zu	
bieten.	■

4	 bremerforum 	 05/2013 vorwärts

DIe „GroSSe“ UnD DIe „KLeIne“ KULtUr 
IM UrBAnen rAUM

kulturpolitik im netzwerk von bund, ländern und kommunen

Von Staatsrätin Carmen Emigholz
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ZUr PerSon:

orte der „großen“ und der „kleinen“ Kultur in Bremen: Schwankhalle in der Bremer neustadt, theater am Goetheplatz, Kommunales Kino city 46 mit 
dem Improtheater und die Kunsthalle (v. o. l. im Uhrzeigersinn) 

carmen emigholz (51) ist seit 
2007 Staatsrätin für Kultur 
der Freien hansestadt Bre
men, zuvor war Sie von 1995 
bis 2007 Abgeordnete in der 
Bremischen Bürgerschaft. Sie 
ist studierte rechts und Poli
tikwissenschaftlerin und seit 
1985 in der SPD. Von 2004 bis 
2008 war sie Vorsitzende des 
SPDUnterbezirkes Bremen
Stadt und zuvor viele Jahre 
lang in der Kommunalpolitik 
aktiv.
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